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Verkündet am
24° Januar 4974

Amtsinspektor
Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger‚.Revisionskläger und
Revisionsbeklagter‚
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Beklagte;myi Revisionsbeklagte und
Revisionsklägerin9

Prozeßbevollmächtigteßfoo„„°°o°„°„°„„°ooo„°°°°°°°„„oo

Der 6° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—
liche'Verhandlung vom 24° Januar 4974 durch den Vor—

sitzenden Richter Dr° L a n g k e i t ,
die Richter

Dr° S t r a u b und Dr„ H e i n z e und die ehren—

amtlichen Richter Dr° D e p p e und >

Dr„ K r a e m e r
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgerichts Hamburg vom 5° Februar 4975

geändert° Die Berufung des Klägers gegen das Urteil
des Sozialgerichts Hamburg vom 47‚ Dezember 4970

wird in vollem Umfangs zurückgewiesen°

Die Revision des Klägers wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob der seit 4968 in
Hamburg—Niendorf als Facharzt für innere Krankheiten zur

Kassenpraxis zugelassene Kläger in den Monaten April und

Juni 4969 sowie Februar, März und April 4970 häufiger

als geschehen zu dem von der beklagten Kassenärztlichen

.Vereinigung (KÄV) organisierten ärztlichen Notfalldienst
hätte eingeteilt werden müssen°

In den Notfalldienstplänen für die Monate April und Juni

4969 hat die Beklagte im Bezirke 3 des Klägers (Niendorf,
Iokstedt, Schnelsen) auch Nichtkassenärzte berücksichtigt°

Den Kläger hat sie im April 4969 zu vier und im Juni 4969
zu neun Notdiensten herangezogen, während er seinen fünf—

maligen (April} bzw° dreizehnmaligen Einsatz (Juni) ge“

fordert hatte° In den Monaten Februar‚ März und April 4970

bestimmte die Beklagte die Kassenärzte des Bezirkes?5*in

—alphabetischer Reihenfolge nacheinander zum Notfalldienst;

danach entficlcfeuf den Kläger anstelle der von ihm be—
antragten acht, zehn bzwo elf Notfalldienste nur jeweils

ein Dienst in den Monaten Februar und April und zwei

im Monat März 49700

Seine Einteilung zum Notfalldienst im April 4969 erfuhr “er
Kläger aus dem ihm zugesandten Notfalldienstplan9 der

die eingeteilten Ärzte und deren Dienstzeiten aufführt
und eine Rechtsmittelbelehrung nicht enthält„ Mit dem
Plan für den Monat Juni 4969 ging dem Kläger ein Schrei—

ben des 4° Vorsitzenden der Beklagten vom 420 Mai 4969

zu‚ in dem u„a° eine über den Plan hinausgehende Heran-
ziehung des Klägers abgelehnt wurde mit dem Zusatz‚ hier—

gegen könne binnen eines Monats Widerspruch eingelegt
werden° Entsprechende Mitteilungen erhielt der Kläger

‘
für die Pläne Februar‚ März und April 4970 mit Schreiben

-}...
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des 40 Vorsitzenden vom 24° Januar 4970; 44° Februar 4970

bzw° mit Schreiben des 2° Vorsitzenden der Beklagten vom

42° März 4970° Gegen die Notfalldiensteinteilung für April
4969 hat der Kläger am 24° April 4969 Widerspruch einge—

legt, gegen die für Juni 4969 am 450 Mai 4969, für Februar

und März 4970 am 250 Februar 4970 (einem M0ntag) und für
April 4970 am 450 April 4970° Die Widersprüche vom

240 April und 42° Mai 4969 wurden mit Wider5pruchsbescheid

vom 44„_Juni 4969 und die vom 23° Februar und 430 April

4970 mit Widerspruchsbescheid vom-6° Mai 4970 zurück—

gewiesen° '

Wegen der Notfalldiensteinteilungen für April und Juni 4969

hatte der Kläger beim Sozialgericht Hamburg (SGQKlage
[erhoben, die er später auf die Notfalldiensteinteilungen—

für Februar, März und April 4970 erweiterte° Das SG

hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 47° Dezember 4970‚

dem Kläger zugestellt am 8° Januar 4974)°

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessözialgericht
Hamburg (LSG) das SG—Urteil geändert und festgestellt,
"daß die Notfalldienstpläne für April und Juni 4969 und

der Wider3pruchsbescheid Vom 44° Juni 4969 insoweit

rechtswidrig sind‚ als der Kläger bei der Einteilung
zum Notfalldien3t in einem Falle im Monat April 4969

und in vier Fällen im Monat Juni 4969 nicht berücksichtigt
. werden ist"; im übrigen hat es die Berufung zurückgewiesen"

(Urteil vom 5° Februar 4975)„ Das LSG hat die Klage nach

@ 454 Abs° 4 Satz 5 Sozialgerichtsgesetz (SGG) als zu—
lässig angesehen° Für das Feststellungsinteresse des

Klägers reiche aus‚ daß er eine wunschgemäßeß Einteilung

zum Notdienst “auch für jetzt und die Zukunft" erstrebe
und behaupte, durch die Ablehnung seiner Einteilungs—

anträge monatlich 5°000,—— bis 5°000‚—— DM Einnahmen

verloren zu haben° In der Sache hat das LSG angenommen,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_u_

die Regelung des Notdienstes obliege der Beklagten im

Rahmen ihres Auftrages‚ die kassenärztliche Versorgung

der Bevölkerung sicherzustellen° Die Heranziehung dern

Kassenärzte des Bezirkes } in alphabetischer Reihen—

folge in den Monaten Februar, März und April 4970 halte

sich im Rahmen des ihr dabei zustehenden Ermessens° Auch

nenn der Notfalldienst überwiegend durch Nichtkassenärzte

als Vertreter durchgeführt worden sei, handele es sich’

nicht um rechtswidrigeScheinpläne° Es liege nach Ziffer I

Abs° 3 der Notfalldienstordnung der Beklagten (Nd0) bei jedem

Kassenarzt‚ ob er sich durch einen Nichtkassenarzt ver—

treten lassen wolle° In den Monaten April und Juni 4969

dagegen habe die Beklagte die Grenzen ihres Ermessen
überschritten‚ weil sie Nichtkassenärzte berücksichtig

* habe, anstatt den dienstbereiten Kläger als ihr Mit—

glied zu bevorzügen° Für den Bereitschaftsdienst der Nicht—

kassenärzte sei die Ärztekammer nach ärztlichen Berufs—
recht zuständig° Die Beklagte habe nur ihren Mitgliedern

Pflichten auferlegen dürfen° Wegen der Heranziehung von
Nichtkassenärzten sei die Rechtswidrigkeit der Notfall—

dienstpläne für April und Juni 4969 festzustellen‚ ohne daß

zu prüfen sei, wie oft der Kläger bei richtiger Ermessens—
bestätigung berücksichtigt werden wäre°

Gegen das Urteil haben der Kläger und die Beklagte die

zugelassene Revision eingelegt° '

Der Kläger verlangt mit der Revision zur Sicherung seiner

künftig häufigeren‚ antragsgemäßen Einteilung zum Notfall—

dienst und zur Vorbereitung einer Schadensersatzklage gegen
die Beklagte in erster Linie über den in den Vorinstanzen

gestellten Klageantrag hinausgehend die Feststellung der
Nichtigkeit der Pläne und dazu ergangenen Wiederspruchsbe—

scheide, die seiner Ansicht nach aus schweren Formfehlern

folgt: Die Notfalldienstpläne seien nicht gemäß5 55 Abs° 2”
der Satzung der Beklagten von deren Vorstand, sondern von

V

Schreibdamen aufgestellt werden; sie seien nicht unter—

\n
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schrieben und undatiert° Die Widerspruchsbescheide seien

anstelle des zuständigen Vorstandes als Kollegialorgan vom

4° Vorsitzenden der Beklagten erlassen worden° Das LSG habe

unter Verletzung der 55 405, 406, SGG versäumt, dies aufzu—

klären° Es habe auch nicht berücksichtigt, daß ihm im
Widerspruchsverfahren das rechtliche Gehör versagt worden

seio'In der Sache habe das LSG verkannt, daß er in allen

Monaten vor Nichtkassenärzten hätte berücksichtigt werden

müssen, weil ihre Heranziehung nach 55 368 Abso 2 Satz 4,

568‘aiAbso 4, 568 f Abs° 4, 568 n Abs, 4 Reichsversicherungs—

ordnung (RVG); @@20, 50, 52 der Zu1assungsordnung der Ärzte
(ZOÄrzte) unzulässig sei und auch gegen die Satzung der

Beklagten verstoße° Dies gelte auch für die Tätigkeit der
Nichtkassenärzte seit Februar 4970„ Die Beklagte habe sie

als Vertreter selbst eingeplant und die Kassenärzte nur

— sittenwidrig — zum Schein alphabetisch eingeteilt, Dem sei
daS LSG, trotz eines BeweiSangebotes im Schriftsatz vom
400 Januar 4973 nicht nachgegangen° ■chließ1ich macht der
Kläger geltend, durch die Einteilungspraxis der Beklagten

in seinen Rechten aus Art° 2, 5, 42 und 44 Grundgesetz
(GG) verletzt zu sein„‘

Der Kläger beantragt,

festzustellen, daß die Notfalldienstpläne für April

und Juni 4969, Februar„März und April 4970

sowie dieaWiderspruchsbescheide vom 44° Juli 4969

und6, Mai4970nichtig sind,
hilfsweise, daß auch die Notfalldienstpläne für

Februar, März, April 4970 und der Widerspruchs—

bescheid vom 6° Mai 4970 rechtswidrig sind,

soweit sie den Kläger betreffen und seine Ein—
teilung zum Notdienst ablehnen,

sowie die dem entgegenstehenden Entscheidungen

der Vorinstanzen aufzuheben und die Revisionn

der Beklagten zurückzuweiseno
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Die Beklagte beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils die

Klage in vollem Umfange abzuweisén°

Sie rügt‚ das LSG habe unter Verletzung des allgemeinen

Verwaltungsrechts die in Hamburg gehandhabté Übung der
Notfalldienstorganisation durch die Beklagte nicht als

.ausreichende — gewohnheitsreChtliche + Grundlage für die

Heranziehung von Nichtkassenärzten in den Mönaten April

und Juni 4969 angesehen° In einer weiteren Streitsache der

Beteiligten (im Revisionsverfahren zu —6 RKa 48/75 —
anhängig) habe sie diese Übunggdagegen selbst als "gewohn—

heitsrechtlich gefestigt" bezeichnet° Zweifel an der formalen
Rechtsgrundlage müßten außerdem angesiChts der Lebenswichtig»

keit eines funktionierenden Notfalldienstes in den Hinter—

grund treten° Schließlich habe das LSG übersehen? daß es
für den Kläger an der nach 5 54 SGG erforderlichen Beschwer

fehle, weil er keinen Rechtsanspruch auf Beschäftigung im
Notfalldienst habe und auch bei der vom LSG nicht bean—

standeten alphabetischen Einteilung der Kassenärzte nicht

öfter als geschehen berücksichtigt worden wäre°
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II

Die umstrittenen Notfalldienstpläne der beklagten KÄV

und die sie bestätigenden Widerspruchsbescheide sind recht—

mäßig? soweit sie den Kläger betreffen und seine über das

in den Notfalldienstplänen vorgesehene Maß hinausgehende

Beteiligung amNotfaiidienstiablehneno

zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß die Notfall—

dienstpläne, soweit sie jeweils den einzelnen eingeteilten Arzt

zur Teilnahme am Notfalldienst (Bereitschaftsdienst)

berechtigen; und verpflichtengä‚ Verwaltungsakte darstellen°

Der Kläger hat sich damit begnügt‚ die Feststellung der

partiellen Rechtswidrigkeit der Notfalldienstpläné
— nach

Ablauf der Revisionsfri8t auch der partiellen Nichtigkeit

(Vglo zum Verhältnis von Nichtigkeit zur Anfechtbarkeit

und zur Befugnis des Gerichts? das eine statt des anderen

festzustellen, BSG 9‚ 474, 479)
— zu beantragen„ Von seiner

Zielvorstellung her, daß er häufiger hätte eingeset2t

werden müssen„ hätte eine Verpflichtungsklaee näher ge—
legen‚ die auch ®ei Erledigung des Verpflichtungsanspruchs

infolge Veränderung der Ausgangssituation in entsprechender

Anwendung des 5 454 Ab50 4 Satz 5 SGG zulässig ist (vgl°

Peters/Sautter/wolffj Komm° z° Sozialgerichtsbarkeit9 '

8„ Nachtrag, @ 454 Anm„ 5; Brackmann, Handbuch der Sozial—

versicherung‚ 27° Nach5rag, SO 240 o Il)o Das berüchtigte

Interesse an
der Feststellung der Rechtswidrigkeit oder

Nichtigkeit eines erledigten Verwaltungsaktes (i„S° des

S @54Abs„ 4 Satz 5 see) wird jedoch nicht dadurch ausge—
schlosgen9 daß der Kläger gegen die beklagte Körperschaft

auch eine Verpflichtung hätte geltend machen können (vgl„

zu€ähnlichen Fragestellung im Zusammenhangmit 5 55 Abs„ 4 SGG
B3G 407 gq)o Daß das Feststellungsinteresse gegeben ist‚

hat das LSG zutreffend dargelesto

Das Feststellungsbegehren des Klägers ist*fä@ä06h unbegründet°
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Die Regelung des kassenärztlichen Notfall— oder Bereitschaft?»

dienstes gehört, wie der Senat bereits ausgesprochen hat

(BSGSozR Nro 28 zu % 42 sec; ass 53‚ 465‚1466)‚ in den
Aufgabenbereich„ der den KÄVen nach 5 568 n Abs° 1 Satz ? RVO

zur Sicherstellung der nach 5 482 EVO den Krankenkassen-

obliegenden ärztlichen Versorgung gesetzlich übertragen

ist? Hiervon ausgehend hat das LSG zutreffend angenommen,
daß der ärztliche Notfalldienst in erster Linie den‘

Interessen der versicherten Bevölkerung dient und nicht

den Interessen der Kassenärzteschaft oder eines einzelnen

Kassenarztes, Patienten behandeln zu können und_Einkünfte

daraus zu erzielen° Demzufolge hat die KÄV die Regelung

des Notfalldienstes nicht an diesen ärztlichen Interessen

auszurichten,sondern ihre Entscheidungen sachgerecht so

zu treffen‚ daß eine geeignete und zweckmäßige ärztliche

Versorgung außerhalb der allgemeinen Sprechzeiten bereit—

steht (x,—gi°BSG53, 465, i66}„ '

Allerdings werden dadurch die Interessen der zur
Teilnahme

am Notdienst grundsätzlich verpflichteten Kassenärzte
{berührte Dies ist auch der Fall‚ wenn — wie hier — die
Heranziehung zum Notfalldienst nicht in dem aus wirtschaft—

lichen Gründen beantragten Ausmaße erfolgt„ Beschränkt ist die
Regelungsbefugnis der KÄV gegenüber den ihr angehörenden
Kassenärzten durch die Bindunggapie sie sich in Satzung

und Notfalldienstordnung selbst auferlegt hat sowie durch

die sich aus der Verfassung ergebenden Rechte der Ärztep‚

Auch unter Berücksichtigung dieser Regélungsgrenzen hatte
der Kläger keinen Anspruch auf die von ihm verlangte
Heranziehung zum Notfalldienst°

Zu Unrecht meint der Kläger‚ durch die Ablehnung seiner
Einteilungswünsche sei sein durch Arte 42 Abso € GG ge—
schützes Recht auf freie Berufsausübung verletzt° Ein

Anspruch, im Rahmen des Notfalldienstes tätig zu werden
und Einkünfte zu erzielen, läßt sich aus Art° ■2 Abs° 4 GG

_9..
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nicht ableiten° Das Grundrecht auf freie Berufsausübung

umfaßt nicht die Zusicherung von bestimmten Arbeits— und

Verdienstmöglichkeiten (BVerwGE 8, 470‚ 472); garantiert
wird grundsätzlich nur ein von staatlichen Eingriffen

freier Raum für die berufliche Betätigung (■aunz/■ürig/Herzog‚

Grundgesetz‚ Stand August 4974, Art° 42 GG Rdnr° 5; vgl°

Leibholz/■inck‚ Grundgesetz‚ 5„1Auflo‚ Arte 42‚Rdnr° 4)°
.Demnach bestand eine Verpflichtung der Beklagten‚ dem Kläger

Gelegenheit zur Ausübung ärztlicher Tätigkeit zu verschaffen,

für Zeiten des Notfalldienates ebensoU©nig wie für die all—

gemeinen Sprechstundenzeiten° In die Freiheit der Berufs—

ausübung eingegriffen hat die Beklagte damit nicht: Der

Kläger war nicht daran gehindert„ in den Streitigen Monaten

seiner Tätigkeit als Kassenarzt nachzugehen; insbesondere

stand ihm frei‚ unabhängig vom Notfalldienst Patienten

auch außerhalb der üblichen Sprechstunden zu behandeln°

Aus Arte 3 Abs° @ GG ergibt sich die Berechtigung der

Binteilungswünsche des Klägers schon deshalb nicht? weil

die Heranziehung sämtlicher in Betracht kommender Kassen—

ärzte des Notfalldienstbezirkes des Klägers zum Notfall—

dienst in alphabetischer Reihenfolge in den Monaten

Februar bis März 1970 — wonach auf jeden Arzt ein bzwo

zwei Notdiensté_entfielen % keine willkürliche Benach—

'teiligung des Klägers unter Verletzung des Gleichheits—

grundsatzes bedeutet° In den Monaten April und Juni 4969

hat die Beklagte die Notdiensteinteilung zwar noch nicht

in dieser Weise vorgenommeno Den Gleichheitsgrundsatz

hat sie gegenüber dem Kläger damit aber nicht zu seinen

Ungunsten verletzt, weil der Kläger in diesen Monaten — mit

Vier bzw° neun Einsätzen — öfter Notdienst verrichtet hat,

als es bei einer gleichmäßigen Berücksichtigung aller

Kassenärzte möglich gewesen wäre°

Bbensowenig läßt sich der Anspruch des Klägers auf die

beantragten Notfalldiensteinsätze aus 5 568 a Abs„ @ EVO
iVm der Notfalldienstordnung und der Satzung der Beklagten

‚adi—
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herleiten° Zwar umfaßt die gemäß5 568 a Abs‚ 4 BVDmit der
Zulassung zur kassenärztlichen Tätigkeit erworbene

Berechtigung und Verpflichtung, an der kassenärztlichen

Versorgung teilzunehmen, das Recht und die Pflicht zur
Mitwirkung_am kassenärztlichen Notfalldienst, wie die

Beklagte unter Hervorhebung der Verpflichtungsseite auf Grund

dieser Vorschrift iVm5 568n Abs„ 4 Satz 4 RVGund '
55 4, 45 Abs° 3 der Satzung in Abschno I Abs° 4 Satz 2.
der Notfalldienstordnung

zum Ausdruck gebrachthat° Das

hieraus abgeleitete Recht zur Teilnahme am kassenärztlichen

Notfalldienst, das im allgemeinen gegenüber der in ärzt—

licher Sicht weit stärker empfundenen Last der Teilnahme—

verpilichtung wenig Beachtung findet, kann jedoch nur im
'Rahmen des weitgespannten Ermessens der Beklagten zum Zuge

kommen° Wie das LSG zutreffend für die Notfalldienstpläne

Februar, März und April 4970 dargelegt hat, sind diese

Pläne, soweit sie den Kläger betreffen,ermessensfehlerfrei°

Das hierbei von der Beklagten für die Einteilung verwandte

Prinzip — alphabetische Reihenfolge der Kassenärzte,

soweit sie nicht nach Abschn° V Abs °5 ff der Notfall—

dienstordnung befreit sind — ist gerade in seinem strengen

Schematismus dazu angetan, jedem Verdacht eines willkür—

lichen Ermessensgebräuchs zu wehren„

Dem LSG ist auch darin beizutreten, daß die genannten

Notfalldienstpläne — bezogen auf den Kläger — in ihrer

Rechtmäßigkeit nicht dadurch beeinträchtigt werden, daß

den eingeteilten Kassenärzten die Möglichkeit eingeräumt

ist, Vertreter zu benennen (vgl„ Abschn° I Abs° 2,
Abschn° VI Abso € der Notfalldienstördnung) und diese
Vertreter auch Nichtkassenärzte sein können (Abschnc I

Abs; 5 der Notfalldienstordnung)o Wie es nach dem
geltenden Kassenarztrecht zulässig ist, Nichtkassenärzte

als Vertreter eines Kassenarztes auf seinem Haupt—
betätigungsfeld der kassenärztlichen Versorgung einzu—

setzen, muß das gleiche für das Teilgebiet des hassen—

“ärztlichen Notfalldienste% gelten, zumal unter den

Vorsichtsmaßnahmen des Ab%chn° I Abso 2, Sätze 2 bis 4
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der Notfalldienstordnung (Haftung des Kassenarztes für

die Erfüllung der kassenärztlichen Pflichten durch den

Vertreter; Information5pflicht) und der unabhängig hier—

von bestehenden Verpflichtung der KÄV, für einen voll

den Bedürfnissen der Versicherten Rechnung tragenden,

Notfalldienst zu sorgeno

Entgegen der Meinung des LSG sind aber auch die Notfall—

dienstpläne: für April und Juni 4969, soweit sie den Kläger.
lbetreffen, Réc‘htens° Die Notfalldienstpläne der Beklagten

vor dem 4° Februar 4970 unterscheiden sich von den späteren

dadurch, daß sie anstelle der Kassenärzte‚ die eigentlich

den Notfalldienst hätten versehen müssen9 sich aber auf

ihre Kosten lieber vertreten lassen wollten, Nichtkassen—

ärzte oder zum zusätzlichen Notfalldienst bereite Kassen-

ärzte — wie den Kläger — auswiesen° Zu Unrecht hat das LSG

angenommen, daß Nichtkassenärzte zum Notfalldienst nur

dann hätten hinzugezogen werden dürfen, wenn die Beklagte

ihren Sicherstellungsauftrag mit Kassenärzten nicht hätte

erfüllen können° Wäre diese Auffassung richtig‚ daß zur

Vertretung von notfalldienstpflichtigen Kassenärzten=

in erster Linie auf Kassenärzte zurückgegriffen werden

müßte, so wäre auch die —vomLSGgebilligte : Praxis
der Beklagten rechtlich nicht haltbar? Nichtkassenärzte

ohne Rücksicht darauf, ob zur Vertretung berei&e

Kassenärzte vorhanden sind, als Vertreter notfalldienst—

pflichtiger Kassenärzte zuzulassenoFür die Rechtmäßig—

keit des Verfahrens kann es aber keinen Unterschied

machen, ob der vertretende Nichtkassenarzt schon im

Notfalldienstplan ausgewiesen oder erst nachträglich

vom notfalldienstpflichtigen Kassenarzt beste lt wird°

’Demnach hat die Beklagte die Grenzen des für die Ge—

staltung der Notfalldienstpläne für April und Juni 4969

eingeräumten Erméssens insofern nicht überschritten:? als

sie es ablehnte, den Kläger über das ihm zuteil gewordene

4 ohnehin nicht unbedenkliche — Maß hinaus (viermal im

April, neunmal im Juni) noch stärker für
Vertretungen im

Notfalldienst zu berücksichtigen°
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Ob die umstrittenen Notfalldienstpläne in jeder Be2iehung
ordnungsgemäß erstellt sind, konnte der Senat dahin—
stchen lassen° Entscheidend ist, daß die den an den

. Kläger gerichteten Verwaltungsakt bestäti€ende Wider—

spruchsentscheidung verWaltungsverfahrensmäßig einwand—'

frei zustande gekommen ista Nach Anhörung des Widerspruchs—'

ausschusses (@ 48 Abso2 Satz 3, Abs° 5 der Satzung der
Beklagten) hat der Vorstand als Uiderspruchsstelle (@us
Abs° ■'dcr Satzung) über den Widerspruch des Klägers
entSChieden und sein erster Vorsitzender, gestützt auf

die Ermächtigung in 5 55 Abs° 2 Satz 2 der Satzung‚
den Verwaltungsakt in Gestalt des von ihm gezeichneten
WiderSpruchsbescheides erlassen° Diese wesentlichen
Erfordernisse des Wider5pruchsverfahrens lassen die

beiden hier in Rede stehenden Widerspruchsbescheide mit

hinreichender Deutlichkeit erkenneno

Demnach erwies sich die Revision der Beklagten als be—

gründet; das erstinstanzliche Urteil war in vollem
Umfangs wiederherzustellen„ Die Revision des Klägers

war als unbegründet zurückzuweisen°

Die Kosteuentscheidung beruht auf 5 493 Abs° 4 und 4 SGG„
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